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10 AZR 805/95

3 (17) Sa 596/95 Diisseldorf

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
25. September 1996

Urteil

Susdorf,

Reg.-Sekretar

als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschaftsstelle

pp-

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemdaf3 § 128 Abs. 2
ZPO in der Sitzung am 25. September 1996 durch den Richter Hauck
als Vorsitzenden, die Richter Bock und Dr. Fischermeier sowie den
ehrenamtlichen Richter Dr. Weidner und die ehrenamtliche Richte-

rin Schlaefke fiir Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klagerin gegen das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Disseldorf vom 5. Sep-
tember 1995 - 3 (17) Sa 596/95 - wird zuriick-
gewiesen.

2. Die Kosten der Revision tragt die Klagerin.

Von Rechts wegen!

Tatbestand:

Die Parteien streiten liber die HOhe eines Weihnachtsgeldes.
Die Kl&gerin war von 1984 bis zum 31. Dezember 1993 als Gruppen-
leiterin bei der Beklagten beschaftigt. Diese fiihrt Kurse zur ge-
zielten Reduzierung bzw. Erhaltung des Korpergewichts durch. In
ihrer Hauptverwaltung in D werden etwa 20 Biliroangestell-
te beschaftigt, die ein monatliches Festgehalt beziehen. Bis Ende
1993 waren etwa 400 Gruppenleiterinnen im AuBendienst fiir die Be-

klagte tatig. Deren Aufgabe war die Betreuung von Kundengruppen.

Neben diesen Gruppenleiterinnen beschdftigte die Beklagte

zuletzt noch etwa zehn Gebietsleiterinnen und drei Trainerinnen.

Aufgabe der Gebietsleiterinnen war die Verwaltung eines von
mehreren Gruppenleiterinnen betreuten Gebietes und deren Leitung.
Die Trainerinnen waren fiir die Aus- und Weiterbildung der Grup-

penleiterinnen verantwortlich.

Ihren Biiroangestellten, Gebietsleiterinnen und Trainerinnen
zahlte die Beklagte jahrlich ein Weihnachtsgeld in HOhe eines

Bruttomonatsgehalts. Die Gruppenleiterinnen erhielten dagegen nur
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eine nach der Dauer der Betriebszugehdrigkeit gestaffelte Weih-
nachtsgratifikation in H6he von 30 bis 50 % ihres durchschnittli-
chen Bruttomonatsverdienstes, bei dem die "Boni" nicht beriick-

sichtigt wurden.

Den vor 1989 eingestellten Gruppenleiterinnen war die Zah-
lung eines Weihnachtsgeldes ohne eine Riickzahlungsverpflichtung
fir den Fall eines Ausscheidens im 1. Quartal des Folgejahres zu-
gesagt worden. Die ab dem Jahre 1989 eingestellten Gruppenleite-
rinnen und alle anderen Mitarbeiter der Beklagten sind vertrag-
lich verpflichtet, das gezahlte Weihnachtsgeld zuriickzuzahlen,
wenn ihr Arbeitsverhdltnis vor dem 31. Marz des Folgejahres been-
det wird. AuBerdem ist in den mit diesen Arbeitnehmern getroffe-
nen vertraglichen Vereinbarungen im Gegegensatz zu den mit den
iibrigen Arbeitnehmern (d. h. den vor 1989 eingestellten Gruppen-
leiterinnen) getroffenen Regelungen festgelegt, daB es sich bei
der Weihnachtsgratifikation um eine freiwillige, jederzeit ganz

oder teilweise widerrufbare Leistung handelt.

Die Kldgerin meint, es stelle einen VerstoB3 gegen den ar-
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz dar, daB ihr im Ge-
gensatz zu den Biiroangestellten, Gebietsleiterinnen und Traine-
rinnen keine volle, sondern nur eine halbe Monatsvergiitung als
Weihnachtsgeld ausgezahlt worden sei. In der Revisionsinstanz hat
sie fir die Jahre 1992 und 1993 die entsprechenden Unterschieds-

betrdge geltend gemacht.
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Die Kl&dgerin hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 1.939,90 DM
brutto nebst 4 % Zinsen seit dem 9. Juni 1994 zu
zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt.

Sie meint, die Ungleichbehandlung der Gruppenleiterinnen sei
dadurch gerechtfertigt, daB diese im Gegensatz zu den Biiroange-
stellten die MOglichkeit hadtten, durch die erfolgsabhdngigen "Bo-
ni" ihre monatliche Vergiitung zu erhdhen. Das hdhere Weihnachts-
geld fiir die Biiroangestellten stelle dafiir einen Ausgleich dar.
Auch die Trainerinnen wirden nur arbeitszeitbezogen entlohnt,
weshalb sie ebenfalls - wie die Biiroangestellten - mit den Grup-

penleiterinnen nicht vergleichbar seien.

Hinzu komme, daBl es wegen der Arbeitsmarktlage auf dem
Dienstleistungssektor im Bereich der Hauptverwaltung in D

erforderlich gewesen sei, den dort beschdftigten Verwal-
tungsangestellten und den der Hauptverwaltung ndher stehenden Ge-
bietsleiterinnen und Trainerinnen ein volles 13. Monatsgehalt zu

zahlen.

Auch seien die Gebietsleiterinnen u. a. deshalb nicht mit
den Gruppenleiterinnen vergleichbar, weil diese in der Betriebs-
hierarchie iiber den Gruppenleiterinnen stiinden und es ihr als Ar-
beitgeberin erlaubt sein miisse, diesen fiir den Betrieb besonders
wichtigen Arbeitnehmern eine hdhere Entlohnung zu gewdhren als

den Gruppenleiterinnen.
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Letztlich beruft sich die Beklagte noch darauf, daB Zweck
des den vor 1989 eingestellten Gruppenleiterinnen gezahlten Weih-
nachtsgeldes in erster Linie gewesen sei, die erwiesene Betriebs-
treue zu entlohnen. Bei den ibrigen Beschdftigten sei in beson-
derer Weise auf eine kiinftige Bindung an den Betrieb abgestellt
worden, weshalb mit diesen auch eine Riickzahlungsvereinbarung bei
vorzeitigem Ausscheiden vereinbart worden sei. Ware der Kléagerin
ein Weihnachtsgeld in HOhe eines vollen durchschnittlichen Mo-
natsverdienstes gezahlt worden, wdre sie gegeniiber den ilibrigen
Mitarbeitern auch insofern bessergestellt worden, als sie diese
Zahlungen im Gegensatz zu jenen vorbehaltlos, d. h., nicht nur als

freiwillige Leistung, erhalten habe.

Das Arbeitsgericht hat der zundchst auf die Differenzbetrage
fiir die Jahre 1990 bis 1993 gerichteten Klage nur teilweise
stattgegeben. Die Klage fiir die Jahre 1990 und 1991 hat es wegen
Ver jahrung abgewiesen. Auf die Berufung der Beklagten hat das
Landesarbeitsgericht die Klage auch im iibrigen abgewiesen. Mit
der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision erstrebt die
Klagerin die Wiederherstellung des arbeitsgerichtlichen Urteils,

wahrend die Beklagte die Zuriickweisung der Revision beantragt.

Entscheidungsgrinde :

Die Revision der Kl&dgerin ist unbegriindet.
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Fiir die Jahre 1992 und 1993 steht der Kldgerin auch unter
Beachtung des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes
kein Anspruch auf Weihnachtsgratifikationen in HOhe von jeweils

einem vollen Monatsverdienst zu.

I. Das Landesarbeitsgericht hat einen Anspruch der Klagerin
deshalb verneint, weil ein Verstof3l gegen den arbeitsvertraglichen
Gleichbehandlungsgrundsatz nicht vorliege. Die Beklagte verfolge

mit der Zahlung des Weihnachtsgeldes nadmlich verschiedene Zwecke.

Die Weihnachtsgeldzusage fiir die Kldgerin und die ibrigen
vor 1989 eingestellten anderen Gruppenleiterinnen mache den An-
spruch auf die Gratifikation nur von der Dauer der Betriebszuge-
hbrigkeit abhdngig, wahrend die Zusage fiir die ibrigen Beschaf-
tigten neben einem Freiwilligkeitsvorbehalt eine Riickzahlungs-
klausel fiir den Fall des Ausscheidens bis zum 31. Mdrz des Folge-
jahres enthalte. Damit erschopfe sich der Zweck der Weihnachts-
geldzahlung bei diesen Arbeitnehmern nicht alleine in der zuséatz-
lichen Vergiitung fiir geleistete Dienste, Betriebstreue und dem
ZuschuB} zu den anlaBlich des Weihnachtsfestes entstehenden beson-
deren Mehraufwendungen, sondern Zweck der Gratifikation sei auch,
diese Beschaftigtengruppe bis zum 31. Mdrz des Folgejahres an den

Betrieb zu binden.

Dariiber hinaus sei bei der Beurteilung, ob fiir die unter-
schiedliche Behandlung sachliche Griinde gegeben seien, auch zu
beriicksichtigen, daf die Weihnachtsgeldzusage fiir die Kldgerin

und die anderen vor 1989 eingestellten Gruppenleiterinnen im Ge-
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gensatz zu der Zusage fiir die anderen Mitarbeitergruppen nicht

unter einem Freiwilligkeitsvorbehalt stehe.

Unschadlich sei auch, daB die Beklagte sich nicht unverziig-
lich nach dem Gleichbehandlungsbegehren der Kl&dgerin auf den Dif-
ferenzierungsgrund der unterschiedlichen Zweckrichtung der Weih-
nachtsgeldzahlung berufen habe. Der Kldgerin seien diese mit den
Gratifikationszahlungen erfolgten unterschiedlichen Zwecke nam-

lich erkennbar gewesen.

II. Der Senat folgt dem Landesarbeitsgericht im Ergebnis und zum

Teil auch in der Begriindung.

1. DaB3 die Klagerin von der Beklagten in den Jahren 1992 und
1993 nur ein Weihnachtsgeld in H6he eines halben Bruttomonatsent-
gelts erhalten hat, die Biiroangestellten, Gebietsleiterinnen und
Trainerinnen jedoch ein solches in H6he eines vollen Bruttomo-
natsgehaltes, stellt keinen Verstof3 gegen den arbeitsrechtlichen

Gleichbehandlungsgrundsatz dar.

a) Nach der stdndigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts
verwehrt es der Gleichbehandlungsgrundsatz dem Arbeitgeber, ein-
zelne Arbeitnehmer oder Gruppen von Arbeitnehmern ohne sachlichen
Grund von allgemein begiinstigenden Regelungen auszunehmen und
schlechterzustellen (BAGE 49, 346 = AP Nr. 76 zu § 242 BGB

Gleichbehandlung).

Gewdhrt ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern nach einem er-

kennbaren und generalisierenden Prinzip Leistungen, so muB} er die
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Leistungsvoraussetzungen so abgrenzen, daB kein Arbeitnehmer
hiervon aus sachfremden oder willkiirlichen Griinden ausgeschlossen
bleibt (BAG Urteil vom 6. Oktober 1993 - 10 AZR 450/92 - AP

Nr. 107 zu § 242 BGB Gleichbehandlung).

b) Dieser Gleichbehandlungsgrundsatz ist auch dann zu beachten,
wenn der Arbeitgeber seine Mitarbeiter in an Hand objektiver
Merkmale abgrenzbare Gruppen unterteilt und mit den Arbeitnehmern
der einzelnen Gruppen unterschiedliche vertragliche Vereinbarun-
gen trifft, wobei die vertraglichen Vereinbarungen fir die der-
selben Arbeitnehmergruppe angehdrenden Arbeitnehmer jeweils

gleich sind.

In einem solchen Falle liegen namlich keine individuell aus-
gehandelten arbeitsvertraglichen Vereinbarungen vor, bei denen
der Gleichbehandlungsgrundsatz wegen des Vorranges der Vertrags-
freiheit nicht zur Anwendung kommt (vgl. BAG Urteil vom 30. Mai

1984 - 4 AZR 146/82 - AP Nr. 2 zu § 21 MTL II, m.w.N.).

Da im zu entscheidenden Falle die Beklagte mit der Arbeit-
nehmergruppe der Gruppenleiterinnen beziiglich der H6he und der
Anspruchsvoraussetzungen des Weihnachtsgeldes andere Vereinbarun-
gen getroffen hat als mit den Gruppen der Verwaltungsangestell-
ten, Gebietsleiterinnen und Trainerinnen, war somit der Gleichbe-

handlungsgrundsatz von der Beklagten zu beachten.

c) Der Umstand, daB die Gruppe der Gruppenleiterinnen zahlenma-

Big erheblich grdBer ist als die der iibrigen Arbeitnehmer, fiihrt
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nicht dazu, daB alleine bereits deshalb eine Verletzung des ar-
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes ausscheidet (BAG
Urteil vom 30. Mdrz 1994 - 10 AZR 681/92 - AP Nr. 113 zu § 242

BGB Gleichbehandlung).

d) Ein VerstoBl gegen den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungs-
grundsatz kann aber nur dann vorliegen, wenn einzelne Arbeitneh-
mer oder Gruppen von Arbeitnehmern gegeniiber anderen Mitarbeitern
ohne sachlichen Grund benachteiligt werden. Deshalb setzt die
Feststellung eines VerstoBes gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz
voraus, daB feststeht, daB eine solche Benachteiligung iiberhaupt
vorliegt. Dabei kann sich die Benachteiligung sowohl als eine
solche in rechtlicher als auch eine solche in wirtschaftlicher

Hinsicht darstellen.

Im zur Entscheidung stehenden Falle 1dBt sich eine Benach-
teiligung der Gruppe der Arbeitnehmer der Beklagten, die kein
volles Monatsgehalt als Weihnachtsgeld erhdlt, gegeniiber den an-
deren Mitarbeitern, denen ein solches gewdahrt wird, nicht fest-

stellen.

Die Klédgerin und die vor dem Jahre 1989 eingestellten Grup-
penleiterinnen erhalten das jahrliche, nach der Dauer der Be-
triebszugehdrigkeit gestaffelte Weihnachtsgeld ohne einen Frei-

willigkeitsvorbehalt und ohne eine Riickzahlungsklausel.

Daraus folgt, daB diese Mitarbeiterinnen einen arbeitsver-

traglichen Anspruch auf eine jdhrliche Weihnachtsgeldzahlung in
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der von der Betriebszugehdrigkeit abhdngigen HShe haben und nicht
zur Riickzahlung verpflichtet sind, wenn sie vor einem bestimmten
Stichtag aus dem Arbeitsverhdltnis mit der Beklagten ausscheiden.
Im Gegensatz dazu stehen die Weihnachtsgeldzahlungen an die ibri-
gen Arbeitnehmer, die ein volles 13. Monatseinkommen als Weih-
nachtsgeld erhalten, unter dem Vorbehalt, daB es sich dabei um
freiwillige Leistungen der Beklagten handelt, auf welche kein
Rechtsanspruch besteht. AuBerdem enthalten diese Weihnachtsgeld-
zahlungen den Vorbehalt, dall Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhdlt-
nisse vor dem 31. Mdarz des jeweiligen Folgejahres beendet werden,
entweder kein Weihnachtsgeld erhalten oder erhaltenes Weihnachts-
geld zuriickzahlen missen. Solche Klauseln werden von der Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts grundsdtzlich als zulassig
anerkannt (vgl. BAG Urteil vom 9. Juni 1993 - 10 AZR 529/92 -

BAGE 73, 217 = AP Nr. 150 zu § 611 BGB Gratifikation).

Damit hat die Klagerin beziiglich des Anspruches auf ein
Weihnachtsgeld eine erheblich stdrkere Rechtsstellung als die von
ihr als Vergleichsgruppe herangezogenen anderen Mitarbeiter der
Beklagten. Ihr kann der Anspruch auf ein Weihnachtsgeld durch die
Beklagte namlich nicht einseitig durch Berufung auf einen Frei-
willigkeitsvorbehalt entzogen werden. Vielmehr bediirfte es dafiir
einer Anderungskiindigung, welche die Kldgerin auf ihre soziale
Rechtfertigung durch eine Feststellungsklage nach § 2 KSchG iiber-
prifen lassen kdnnte, oder aber einer einvernehmlichen Anderung
des Arbeitsvertrages. Auflerdem behdlt die Kldgerin ihren Weih-
nachtsgeldanspruch auch dann, wenn sie bis zum 31. Marz des je-

weiligen Folgejahres aus dem Arbeitsverhdltnis ausscheidet.
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Diese gegeniiber den anderen Arbeitnehmern verbesserte
Rechtsstellung fiihrt dazu, daB nicht festgestellt werden kann, ob
die Beklagte die Klagerin gegeniiber den Mitarbeitern, die ein
volles Monatseinkommen als Weihnachtsgeld erhalten, benachtei-

ligt.

Zwar ist es nicht moglich, rechnerisch festzustellen, wie
die rechtliche Besserstellung der Kldgerin gegeniiber der wirt-
schaftlichen Besserstellung derjenigen Arbeitnehmer, die ein
Weihnachtsgeld in HGhe eines vollen Monatseinkommens erhalten
haben, finanziell zu bewerten ist. Der Gleichbehandlungsgrundsatz
gebietet es jedoch nicht, daB ein Ausgleich zwischen der rechtli-
chen und der wirtschaftlichen Besserstellung nur in einem rechne-
risch eindeutig nachvollziehbaren Umfange erfolgen darf. Die Be-
klagte muB die Leistungen fiir jede Gruppe nicht so bemessen, daB
sich die Benachteiligung oder Bevorzugung einer Gruppe bei der
Hohe des Weihnachtsgeldes mit der Bevorzugung oder Benachteili-
gung in anderer Hinsicht - nadmlich bei der starkeren oder schwa-
cheren Rechtsposition - rechnerisch "die Waage hdlt". Der ar-
beitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet ndmlich nur

eine sachwidrige Ungleichbehandlung.

An einer solchen fehlt es aber, wenn sich nicht an Hand ob-
jektiver Kriterien allgemein beurteilen 1aBt, ob eine Arbeitneh-
mergruppe oder einzelne Arbeitnehmer gegeniiber anderen Mitarbei-
tern iliberhaupt benachteiligt werden, sondern wenn es jeweils von
den Umstédnden des Einzelfalles abhdngt, ob eine fiir einen Arbeit-
nehmer geltende Regelung giinstiger oder schlechter ist als die
fiir andere Arbeitnehmer geltende.
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Dies ist vorliegend der Fall. Wiirde namlich die Kl&agerin bis
zum 31. Marz eines Folgejahres aus dem Arbeitsverhdltnis auf
Grund einer Eigenkiindigung ausscheiden, so diirfte sie ihr halbes
Monatsgehalt als Weihnachtsgeld behalten, wdahrend im gleichen
Falle eine der'Arbeitnehmerinnen, die ein volles Monatseinkommen
als Weihnachtsgeld erhalten haben, dieses an die Beklagte zuriick-
zahlen miilte. Dies stellte eine Bevorzugung der Klagerin dar.
Eine solche trdte auch dann ein, wenn die Beklagte von ihrem
Freiwilligkeitsvorbehalt Gebrauch machen wiirde und fiir die iibri-
gen Arbeitnehmer die freiwillige Weihnachtsgeldzahlung verringern
oder ganzlich einstellen wiirde. Die Kl&agerin behielte namlich in
einem solchen Falle ihren Rechtsanspruch auf ein halbes Monats-
einkommen als Weihnachtsgeld (so bereits in Parallelverfahren:
BAG Urteil vom 27. Mdrz 1996 - 10 AZR 799/95 - n.v. und Urteil
vom 9. Mai 1996 - 2 AZR 438/95 -, zur Verdffentlichung vorgese-

hen) .

2. Dafl die Beklagte der Klagerin die Griinde fiir die Differen-
zierung bei der Hohe des Weihnachtsgeldes nicht alsbald mitge-
teilt hatte, nachdem sich diese auf einen Anspruch auf Gleichbe-
handlung berufen hatte, sondern sich erst im Rechtsstreit vor dem
Arbeitsgericht zur Rechtfertigung der Ungleichbehandlung u. a.
auch darauf berufen hat, daB die Weihnachtsgeldzahlungen an die
Klagerin vorbehaltlos erfolgt sind, hat keine rechtlichen Aus-

wirkungen.

Der Senat kann es - wie bereits im Urteil vom 8. Mdrz 1995

(- 10 AZR 208/94 -, zur Vertffentlichung in der Fachpresse vorge-
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sehen) - auch im zur Entscheidung stehenden Rechtsstreit dahin-
stehen lassen, ob den Entscheidungen des Filinften und Dritten Se-
nats (BAG Urteile vom 5. Mdrz 1980 - 5 AZR 881/78 - BAGE 33, 57
= AP Nr. 44 zu § 242 BGB Gleichbehandlung und vom 20. Juli 1993
- 3 AZR 52/93 - AP Nr. 11 zu § 1 BetrAvVG Gleichbehandlung) zu
folgen ist, dafB die alsbaldige Offenlegung der nicht ohne weite-
res erkennbaren Griinde fiir eine Differenzierung Voraussetzung
dafiir ist, daB sich der Arbeitgeber auf diese Grinde berufen

kann.

Wie das Landesarbeitsgericht in von der Revision nicht ange-
griffener Weise festgestellt hat, war es namlich der Kldgerin er-
kennbar, dafB ihr das Weihnachtsgeld jahrlich unter anderen recht-
lichen Bedingungen als den iibrigen von ihr herangezogenen "bes-
sergestellten" Mitarbeitern gewahrt wurde. Sie konnte namlich er-
kennen, daB sie im Gegensatz zu diesen das geringere Weihnachts-
geld ohne einen Freiwilligkeits- und Rickzahlungsvorbehalt er-
hielt. Ergibt sich aber der Grund fiir eine Ungleichbehandlung be-
reits aus der Ausgestaltung der Leistung, entfdllt die alsbaldige
Mitteilungspflicht des Arbeitgebers beziiglich der Differenzie-
rungskriterien auch nach der oben zitierten Rechtsprechung des
Dritten und Flinften Senats (vgl. insbesondere BAGE 33, 57, <63>

= AP Nr. 44 zu § 242 BGB Gleichbehandlung).

Demnach hat das Landesarbeitsgericht die Klage zu Recht ab-

gewiesen, so daf} die Revision der Kldgerin zuriickzuweisen war.

JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw ZfirTOS

1ZINYPSa8 HYIN P e/Y §§ YorU JUBqUIIR( S[e PUIS SUN[WWESS[19)1() 9P (DL, YONY :SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

ITII.

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

- 14 -

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Hauck Fischermeier Bock

Weidner Schlaefke

B JLaw — Gesetze und Urteile oo v on Ava..ab.e on the
Kostenlos (mobile App) » Google play App Store
W Uber 200 Gesetze

[ - JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

1ZINYPsa8 HYIN JF BLY §§ YoeU JUqULJR( S[e PUIS SUN[WWESS[19)1() IoP J[IA], YoNY :SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand :

	Entscheidunasaründe :



